
Auszeichnungen

in Würdigung überragender Verdienste beim Aufbau 
und bei der Entwicklung der sozialistischen Gesell­
schaftsordnung in der DDR und der Festigung der 
Freundschaft zwischen den Völkern wurde

Prof. Dr. Hilde Benjamin, Berlin,

mit der Ehrenspange zum Vaterländischen Verdienstorden 
in Gold geehrt.

In Anerkennung besonderer Verdienste beim Aufbau und 
bei der Entwicklung der sozialistischen Gesellschafts­
ordnung und der Stärkung der DDR wurden

Walter Gersten,
Kaderleiter beim Staatsanwalt des Bezirks Erfurt,

Heinz Guhr,
Staatsanwalt des Bezirks Neubrandenburg,

Friederike Pöthig,
Richter am Kreisgericht Gera (Stadt),

Rudolf Storch,
Staatsanwalt beim Staatsanwalt des Bezirks 

Neu branden bürg,

Konstantin Unger,
Mitarbeiter im Ministerium der Justiz,

mit dem Vaterländischen Verdienstorden in Bronze 
ausgezeichnet.

dieser VO i. d. F. der VO vom 13. Juni 1968 betrifft — 
die Möglichkeit des befristeten Weitergeltens ein, be­
stimmt aber gleichzeitig, daß dieses Weitergelten mit 
der Neufassung der Ortssatzungen spätestens aber am 
31. Dezember 1970 endet. Deshalb kann nach dem 
31. Dezember 1970 die SauberhaltungsVO vom 19. Fe­
bruar 1953 nicht mehr als Rechtsgrundlage dienen.
Die von L i e n i n g / 6 /  insoweit gegebene Orientierung 
hinsichtlich der weiteren Anwendung des § 12 der VO 
zur Sauberhaltung von Straßen usw. steht im Gegen­
satz zu den geltenden gesetzlichen Regelungen.
Ausgehend von dem Grundsatz, daß die Sauberhaltung 
der Städte und Gemeinden durch die regelmäßige Rei­
nigung der öffentlichen Straßen, Wege und Plätze usw. 
eine Aufgabe der Räte der Städte und Gemeinden ist 
(§ 1 Abs. 1 der'3. DVO zum Landeskulturgesetz), haben 
diese im Rahmen ihrer diesbezüglichen Verantwortung 
die Sauberhaltung zu organisieren, ln welchem Umfang 
die Anlieger, also die Rechtsträger, Eigentümer, Be­
sitzer und Verwalter für die Reinigung der an ihren 
Grundstücken gelegenen öffentlichen Straßen, Wege 
und Plätze verantwortlich sind, regeln die örtlichen 
Volksvertretungen eigenverantwortlich durch Be­
schlüsse, die zumeist in Form von Ortssatzungen bzw. 
Stadtordnungen erlassen werden (§ 8 Abs. 1 der 3. DVO 
zum Landeskulturgesetz).

/6/, Vgl. Liening, „Von Rasenlatschern Ordnungsgeld fordern?“, 
Sozialistische Demokratie Nr. 51 vom 17. Dezember 1971, S. 5. In 
diesem Beitrag wird bereits im ersten Satz zum Ausdruck ge­
bracht: „Der §12 der Verordnung zur Sauberhaltung von
Straßen, Wegen und Plätzen vom 19. Februar 1953 in der Fas­
sung der Ziffer 8 der Anlage 1 zur Anpassungsverordnung vom 
13. Juni 1968 (GBl. II S. 366) e n t h ä l t  (Hervorhebung von mir 
— D. G.) rechtliche Regelungen bezüglich . . . des Betretens 
von Grünflächen und Parkanlagen . . .“. In Nr. 1 der Soziali­
stischen Demokratie vom 7. Januar 1972 weist die Redaktion 
auf S. 5 zutreffend darauf hin, daß diese Auffassung Lienings 
unrichtig ist.

Wer vorsätzlich oder fahrlässig seinen in den Ortssat­
zungen oder anderen Beschlüssen der örtlichen Volks­
vertretungen konkretisierten Anliegerpflichten für die 
Sauberhaltung öffentlicher Straßen, Wege und Plätze 
zuwiderhandelt, die gestellten Verhaltensanforderun­
gen also nicht erfüllt, kann bei geringfügigen Ord­
nungswidrigkeiten durch die dazu ermächtigten Mitar­
beiter der örtlichen Räte oder durch die ermächtigten 
Angehörigen der Deutschen Volkspolizei mit einer Ver­
warnung mit Ordnungsgeld bzw. bei nicht geringfügi­
gen Pflichtverletzungen durch den Vorsitzenden oder 
das zuständige Mitglied der Räte der Städte, Stadtbe­
zirke oder Gemeinden oder den Leiter der Dienststellen 
der Deutschen Volkspolizei mit Verweis oder mit Ord­
nungsstrafe von 10 bis 150 Mark belegt werden.

Rechtsgrundlage für diese Sanktionen ist ausschließlich 
§ 16 i. V. mit § 8 Abs. 1 der 3. DVO zum Landeskultur­
gesetz, während in den jeweiligen Ortssatzungen oder 
entsprechenden Beschlüssen die Tatbestandsmerkmale 
derartiger Ordnungs Widrigkeiten näher bestimmt 
sind.

Auch wenn ein Bürger Grünanlagen „zertrampelt“, ist 
— im Gegensatz zur Meinung von Liening/7/ — § 16 
der 3. DVO zum Landeskulturgesetz die Rechtsgrund­
lage für eine ordnungsstrafrechtliche Verantwortlich­
keit. Nach § 16 Abs. 2 Ziff. 2 dieser VO kann zur Ver­
antwortung gezogen werden, wer schuldhaft (vorsätz­
lich oder fahrlässig) „in Grünanlagen oder Parks 
S c h ä d e n  verursacht“. Das Betreten der öffentlichen 
Grün- und Parkanlagen außerhalb der dafür vorgese­
henen Wege und Plätze, also ein bloßes „Rasenlatschen“ 
o h n e  Schadensverursachung, stellt seit der Aufhebung 
der SauberhaltungsVO vom 19. Februar 1953 keine Ord­
nungswidrigkeit mehr dar, für deren Verfolgung die Zu­
ständigkeit der örtlichen Räte gegeben ist. Wird durch 
das Betreten von Rasenflächen, Blumenbeeten usw. in 
bestimmtem Umfang in Bereiche eingegriffen, die für 
die öffentliche Ordnung und damit für das sozialisti­
sche Zusammenleben der Bürger von Bedeutung sind, 
so ist ein derartiges Verhalten rechtlich als eine „ähn­
liche die öffentliche Ordnung störende Handlung“ i. S. 
des § 4 Abs. 1 der VO über Ordnungswidrigkeiten zu 
qualifizieren. Bei geringfügigen Zuwiderhandlungen 
dieser Art sind die dazu ermächtigten Angehörigen der 
Deutschen Volkspolizei befugt, dem Rechtsverletzer 
eine Verwarnung mit Ordnungsgeld auszusprechen. Das 
Zertrampeln von Blumen, u. U. aber auch des Rasens, 
wenn z. B. zur Abkürzung des Weges ein sog. Trampel­
pfad geschaffen wird, stellt sich dagegen regelmäßig' 
als Schadensverursachung — wenn auch als, gering­
fügige — dar. In einem solchen Falle liegen m. E. die 
Voraussetzungen vor, die den Ausspruch einer Verwar­
nung mit Ordnungsgeld auch durch die Ordnungsstraf­
befugten Räte auf der Grundlage des § 16 Abs. 4 der
3. DVO zum Landeskulturgesetz rechtfertigen.

Rechtsgrundlage für die Ersatzforderung der Räte der 
Städte und Gemeinden für die von Bürgern (oder auch 
Betrieben) auf Straßen, Wegen und Plätzen sowie in 
Erholungseinrichtungen und Parks verursachten Schä­
den bzw. Mehraufwendungen ist § 5 Abs. 3 der VO 
über die Erhöhung der Verantwortung der Räte der 
Städte und Gemeinden für Ordnung, Sauberkeit und 
Hygiene im Territorium./8/ Es bedarf also nicht des von 
Liening unternommenen Versuchs, einen außer Kraft 
gesetzten Ordnungswidrigkeitstatbestand zu neuem Le­
ben zu erwecken.

[1/ Vgl. Liening. a. a. O.
/8/ VO vom 19. Februar 1969 (GBl. II S. 149) i. d. F. der VO über 
die Neufassung von Regelungen über Rechtsmittel gegen Ent­
scheidungen staatlicher Organe vom 24. Juni 1971 (GBl. II S. 465: 
Anlage Zift'. 33).
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